
Schriftliche Festsetzungen 
 
1.0 Art und maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 (1) Nr. 1 u. 6 BauGB, § 1 Abs. 5 und § 5 BauNVO) 
 
1.1 Wohngebiet (WA) 
Die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 BauNVO sind nicht zulässig. 
 
1.2 Grund- und Geschoßflächenzahl 
Bei der Ermittlung der Geschoßflächenzahl sind gem. § 20 (2) BauNVO die Flächen 
von Aufenthaltsräumen in Geschossen, die keine Vollgeschosse sind, einschließlich 
der zu ihnen gehörenden Treppenräume und einschließlich ihrer Umfassungswände 
mitzurechnen. 
 
1.3 Zahl der Wohneinheiten 
Die Höchstzahl der Wohneinheiten wird auf 2 Wohneinheiten je Wohngebäude fest-
gesetzt. 
 
2.0 Garagen und Nebenanlagen  
(§ 9 (1) Nr. 4 BauGB, §§ 12, 14 BauNVO) 
Garagen und Nebenanlagen sind auf den Baugrundstücken zulässig. 
Vor den Garagen ist ein Stauraum von mind. 5,0 m einzuhalten. 
Garagen, die parallel zu öffentlichen Verkehrsflächen errichtet werden, müssen einen 
Abstand von mind. 1,0 m zu diesen einhalten. Diese Fläche ist zu begrünen. 
 
3.0 Aufschüttungen 
(§ 9 (1) Nr. 26 und Abs. 6 BauGB) 
Zur Herstellung des Straßenkörpers sind in den an öffentliche Verkehrsflächen an-
grenzenden Grundstücken unterirdische Stützbauwerke (Rückenstützen) entlang der 
Grundstücksgrenzen mit einer Breite von ca. 30 cm erforderlich. 
Auf den Baugrundstücken sind im Zuge der Herstellung der Verkehrsflächen parallel 
zu den Straßen- und Wegbegrenzungslinien Aufschüttungen erforderlich. 
Diese sind durch Auffüllungen der Baugrundstücke an das Straßenniveau anzupas-
sen. Darüber hinausgehende Auffüllungen sind nicht zulässig. 
 
4.0 Landespflegerische Maßnahmen 
(§ 9 (1) Nr. 15, 20, 25 BauGB) 
Die eingetragenen Pflanzstandorte sind einzuhalten; Veränderungen sind zulässig, 
wenn Einfahrten oder Leitungsstraßen dies erfordern. Die vorgegebenen Pflanzarten 
stellen eine Auswahl dar, die überwiegend eingehalten werden muss. Die Bepflan-
zung muss spätestens im Anschluss an die der Baufertigstellung folgenden Vegetati-
onsperiode abgeschlossen werden. Darüber hinaus ist je Baugrundstück mindestens 
ein hochstämmiger Laubbaum – vorzugsweise ein Obstbaum – zu pflanzen. Auf die 
Grenzabstände nach dem Nachbarschaftsgesetz von Rheinland-Pfalz wird hingewie-
sen. 
Für die auf öffentlichen Verkehrsflächen festgesetzten Bäume sind Laubbäume aus-
zuwählen. Die Pflanzfläche der Bäume müssen eine Mindestgröße von 2 x 2 m auf-
weisen und gegen Überfahren geschützt sein. 
 
5.0 Maßnahmen z. Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
(§ 9 (1) Nr. 20 und (6) BauGB) 



Der Retentionsbereich soll naturnah gestaltet sein. Er ist mit standorttypischen Pflan-
zen der Röhrichte zu bepflanzen bzw. weitgehend der natürlichen Sukzession zu ü-
berlassen. 
Die Pflegemaßnahmen sind in Abhängigkeit von der Vegetationsentwicklung durch-
zuführen. Die Verwendung von Herbiziden und Düngemittel ist im Bereich der Reten-
tionsflächen und Entwässerungsgräben aus Gründen des Grundwasserschutzes un-
tersagt. 
 
6.0 Befestigte Flächen 
Befestigte Freiflächen sind auf das notwendige Maß zu beschränken und mit was-
serdurchlässigen Belägen z. B. Rasengittersteine, wassergebundene Decke, Rasen-
pflaster (in Sand verlegte Pflasterbeläge mit großem Fugenabstand) auszuführen. 
Private Stellplätze sind mit Rasenpflaster auszuführen. 
 
7.0 Traufhöhe 
(§ 9 Abs. 2 BauGB, § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO) 
Bezugspunkt (Fußpunkt) für die Traufhöhen ist die Gehweghinterkante der Straße, 
von der die Erschließung des Grundstückes erfolgt (in Gebäudemitte). Bei verkehrs-
beruhigten Flächen gilt entsprechend die Höhe der Straßenkante. Die Traufhöhe 
(Hochpunkt) wird definiert durch den Schnittpunkt Außenkante Wand/Oberfläche 
Dachhaut. 
 
8.0 Teilungsgenehmigungen 
(§ 19 BauGB) 
Die Teilung eines Grundstückes bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung durch 
die Gemeinde. 
 
 
Hinweise zum Bebauungsplan 
 
1.0 Archäologische Denkmalpflege 
Bei der Vergabe der Erschließungsmaßnahmen (wie Kanalisation und Straßenbau) 
hat der Planungsträger, sowie für die späteren Erdarbeiten der Bauträger / Bauherr, 
die ausführenden Firmen vertraglich zu verpflichten, rechtzeitig den Beginn der Ar-
beiten anzuzeigen, damit diese, sofern notwendig, überwacht werden können. 
Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmal-
schutz- und Pflegegesetzes vom 23.03.1978 (GVBl. 1978, Nr. 10, Seite 159 ff) hin-
zuweisen. Danach ist jeder zutage kommende archäologische Fund unverzüglich zu 
melden, die Fundstelle soweit als möglich unverändert zu lassen und die Gegens-
tände sorgfältig gegen Verlust zu sichern. 
Die Absätze 1 und 2 entbinden den Bauträger/Bauherren jedoch nicht von der Mel-
depflicht und Haftung gegenüber dem Landesamt für Denkmalpflege. 
Sollten wirklich archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der archäologi-
schen Denkmalpflege ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit die Ret-
tungsgrabungen, in Absprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig den Anfor-
derungen der heutigen archäologischen Forschung entsprechend durchgeführt wer-
den können. 
 
2.0 Altlasten 
Sollten Hinweise auf das Vorhandensein einer Altablagerung oder einen Altstandort 
bestehen oder sich ergeben, soll unverzüglich Mitteilung an die Struktur- und Ge-



nehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Bo-
denschutz Neustadt a. d. Wstr. erfolgen. 
Das Altablagerungskataster wird dort gem. § 26 (1) LAbfWAG fortgeschrieben. 
 
3.0 Baugrund 
Die Forderungen der DIN 1054 sind zu beachten. 
 
 
 
4.0 Regenwasserversickerung / Abwasserbeseitigung 
4.1 Private Flächen 
Es wird der Bau von Zisternen zur Verwendung des anfallenden Oberflächenwassers 
als Gießwasser empfohlen. 
 
4.2 Öffentliche Flächen 
Das Regenwasser ist auf den dafür vorgesehenen Flächen zu versickern. 
 
4.3 Fremdwasser, z. B. Dränagewasser oder aus Außengebieten stammendes Ober-
flächenwasser, darf der Schmutzwasserkanalisation nicht zugeführt werden. 
 
5.0 Empfehlung zur Kellerausbildung 
Da insbesondere im Frühjahr mit sehr hohem Grundwasserstand zu rechnen ist, soll-
ten die Kellergeschosse wasserdicht ausgebildet werden. Die Ausbildung als Wanne 
wird empfohlen, insbesondere bei Gebäuden, die näher als 6 m an Versickerungsflä-
chen herangerückt werden. 
 
6.0 Bodenschutz bei Bauvorhaben 
6.1 Der gewachsene Boden ist in den Grünflächen weitestgehend zu erhalten. 
Bei Baumaßnahmen ist der Oberboden entsprechend DIN 18915 abzutragen, zu la-
gern und wieder zu verwenden. In den nicht zur Bebauung vorgesehenen Gebietstei-
len sind Bodenverdichtungen zu vermeiden (s. dazu Hinweise). 
 
6.2 Der Verbleib des Bodens auf dem Baugrundstück (-gebiet) ist – soweit baurecht-
lich zulässig – einem Abtransport vorzuziehen. Falls abtransportiert werden muss, 
sollte eine Wiederverwertung des Bodens (Erdaushubbörsen) angestrebt werden. 
 
6.3 Vor Abtrag des Bodens sollen oberirdische Pflanzenteile durch Abmähen entfernt 
werden. 
 
6.4 Humushaltiger Oberboden (Mutterboden) und kulturfähiger Unterboden sollten 
beim Aushub getrennt gelagert und getrennt wieder eingebaut werden. 
Der Aushub ist auf sichtbare Belastungen (Öl, Bitumenreste, Müll, Abbruchmaterial, 
etc.) und auf Fremdgeruch zu prüfen ggf. sind belastetes und unbelastetes Material 
zu trennen, und das belastete Material ordnungsgemäß zu entsorgen. 
 
6.5 Bodenbelastungen, bei denen Gefahr für die Gesundheit von Menschen, bedeu-
tende Sachwerte oder erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes nicht 
ausgeschlossen werden können, sind der unteren Bodenschutzbehörde zu melden. 
 
6.6 Die Lagerung des humushaltigen Oberbodens (Mutterboden) sollte bis max. 2,0 
m Höhe erfolgen, auf Schutz vor Vernässung sollte geachtet werden. 



 
6.7 Anfallende Baustellenabfälle (z. B. Folien, Farben u. a.) und nichtmineralischer 
Bauschutt sind ordnungsgemäß zu entsorgen und dürfen nicht als An- bzw. Auffüll-
material (Mulden, Baugrube, Arbeitsgraben etc.) benutzt werden (§§ 3 und 4 AbfG). 
Mineralischer Bauschutt ist einer Wiederverwertung zuzuführen. (Recycling). 
Für nicht überbaute Flächen sind während der Baumaßnahme Bodenverdichtungen 
– verursacht z. B.  durch häufiges Befahren – auf das unabdingbare Maß zu be-
schränken, ggf. sollten mechanische und /oder pflanzenbauliche Lockerungsmaß-
nahmen (Erstansaat von Tiefwurzlern wie z. B. Lupine, Luzerne, Phäcelia und Ölret-
tich) durchgeführt werden. 
 
6.8 Die Bodenversieglung ist auf das unabdingbare Maß zu beschränken, Oberflä-
chenbefestigungen sollten dort, wo nicht die Gefahr des Eintrags von Schadstoffen 
abgestellter Materialien (Fahrzeuge etc.) in den Untergrund besteht, möglichst durch-
lässig gestaltet werden. 
Zur Befestigung von Gartenwegen, Garageneinfahrten etc. werden Rasengittersteine 
oder Pflaster mit groben Fugen empfohlen. 
 
6.9 Für Auffüllungen darf nur unbelastetes Material verwendet werden. 
 
7.0 Materialien im Straßenraum 
Die Straßenflächen im Plangebiet sollen aus ökologischen Gründen als Pflasterflä-
chen hergestellt werden. Parkplätze sind darüber hinaus in Rasenpflaster anzulegen. 
 
8.0 Leitungen 
Für den rechtzeitigen Ausbau des Fernmeldenetzes sowie die Koordinierung mit dem 
Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es notwendig, 
dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Planbereich der Nieder-
lassung Kaiserslautern mindestens 6 Monate vor Baubeginn schriftlich angezeigt 
werden. Ebenfalls sind die Pfalzwerke AG bei allen Baumpflanzungen im Straßen-
raum zu beteiligen. 
 
 
Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
(§ 86 LBauO) 
1.0 Dächer 
Als Dachform werden geneigte Dächer mit beidseits gleicher Dachneigung festge-
setzt. Bei untergeordneten Gebäuden und Gebäudeteilen ist auch das Pultdach zu-
lässig. 
 
Die Dachneigung darf 
für freistehende Gebäude 28° - 40°, 
für Doppelhäuser 35° betragen. 
Für Garagen darf die Dachneigung auf 15° reduziert werden. 
Dachfarbe: rot bis rotbraun. 
 
2.0 Dachaufbauten, Dacheinschnitte 
Dachaufbauten sind bis max. 40 % der jeweiligen Dachlänge zulässig. Auf einer 
Dachseite dürfen nur Gauben gleicher Form errichtet werden. Dacheinschnitte sind in 
einer Breite von max. 1/3 der betreffenden Dachlänge zulässig. Es dürfen auf einer 
Gebäudeseite entweder nur Dacheinschnitte oder nur Dachgauben errichtet werden. 



 
3.0 Einfriedungen 
An verkehrsberuhigten Flächen (Verkehrsflächen ohne Trennung der Verkehrsarten) 
angrenzende Grundstücke dürfen Einfriedigungen nur ab der Baugrenze errichtet 
werden. 
Der Bereich zwischen öffentlicher Straße und Baugrenze ist von Einfriedigungen frei-
zuhalten.  
Die Höhe der Einfriedigungen darf 1,00 m nicht überschreiten. 
 
4.0 Fassadenbegrünung 
Soweit Garagen parallel zu öffentlichen Verkehrsflächen erstellt werden, sind die zu 
diesen Flächen (=Straße) orientierten Außenwände durch Rankpflanzen zu begrü-
nen. 
 
 


